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Drucksache Nr. 4358 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 19. Mai 1953 

6 — 65304 — 932/53 III 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf einer Siebenten Verordnung über 
Zollsatzänderungen 

nebst Begründung mit der Bitte, die Zustimmung des Bundestages 
herbeizuführen (Anlage 1). 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Dem Bundesrat ist gemäß § 4 des Zolltarifgesetzes vom 16. August 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 527) Gelegenheit zur Stellungnahme ge- 
geben worden. Der Bundesrat hat in seiner 106. Sitzung am 8. Mai 
1953 beschlossen, gegen die Verordnung keine Bedenken zu erheben, 
wenn die In der Anlage 2 gemachten Änderungen Berücksichtigung 
finden. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Blücher 


Druck: Bonner Unlversitäts-Budidruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein- Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Anlage 1 


Entwurf einer Siebenten Verordnung 

über Zollsatzänderungen 


Auf Grund des § 4 Nr. 1 des Zolltarifge- 
setzes vom 16. August 1951 (Bundesgesetzbl. 
I S. 527) verordnet die Bundesregierung, 
nachdem dem Bundesrat Gelegenheit zur 
Stellungnahme gegeben worden ist, mit Zu- 
stimmung des Bundestages: 


§ 1 

In der Verordnung über Zolländerungen 
vom 10. Oktober 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 855) werden in § 1 Nr. 63 — Tarifnr. 7601 
(Aluminium, roh, usw.) — in der Anmer- 
kung die Worte „Aluminium, roh (Absätze 
A 1 und 2), und“ gestrichen. 


§ 2 

Nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
in Verbindung mit § 19 des Zolltarifgesetzcs 
gilt diese Rechtsverordnung auch im Land 
Berlin. ♦ 


§ 3 

Diese Verordnung tritt am zehnten Tage 
nach ihrer Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


1 . 

Durch § 1 Nr. 63 der Verordnung über Zoll- 
änderungen vom 10. Oktober 1951 (BGBl. I 
S. 855) wurde der Zollsatz für Aluminium, 
roh, der Tarifnr. 7601-A-l und 2 und für 
Bcarbcitungsabfäiie von Aluminium der Ta- 
rifnr. 7601-B-l-b mit Wirkung vom 1. Ok- 
tober 1951 bis auf weiteres aufgehoben. Diese 
Maßnahme v/ar damals vürtschaftlidi not- 
wendig, weil die Alurniniumhütten des Bun- 
desgebiets infolge Kriegsschäden, Demon- 
tagen sowie Produktionsbeschränkungen den 
Inlandsbedarf an Rohaluminium nidit decken 
konnten und der inländische Anfall an Be- 
arbeitungsabfällen nicht ausreichend v/ar. 

11 . 

Inzwischen haben sich in Deutschland die 
Produktionsverhältnisse für Rohaluminium 
wesentlidi gebessert. Der Ausstoß der Hütten 
an Rohaluminium der Tarifnr. 7601-A-l 
und 2 betrug im Jahre 1952 rund 100 000 t. 
Diese Menge entspridit dem derzeitigen Be- 
darf der Bundesrepublik. Darüber hinaus 
sind die inländisdien Aluminiumhütten in 
der Lage, auch einen steigenden Inlandsbedarf 
durch weiteren Ausbau ihrer Produktions- 
kapazität zu decken. Eine Einfuhr von Roh- 
aluminium ist daher nicht mehr erforderlich. 
Die erhebliche Steigerung der Rohaluminium- 
erzeugung im Ausland und der Umstand, 
daß einige Länder (z. B. Kanada und Nor- 


wegen) unter wesentlich günstigeren Bedin- 
gungen produzieren als Deutscliland, haben 
einen starken Druck auf die Weltmarktpreise 
für Rohaluminium ausgelöst. Diesem ver- 
schärften Wettbewerb können trotz weitge- 
hender Rationalisierung die einheimischen 
Alurniniumhütten aus eigener Kraft nicht 
ausreichend begegnen, da sie dem Ausland 
gegenüber durch unabwendbar höhere Ko- 
sten (z. B. für Strom) benachteiligt sind. Sie 
bedürfen daher wieder des ihnen ursprüng- 
lich gesctzlicla zugestandenen Zollsdiutzes 
(12®/o des Wertes für Rohaluminium). Die 
in dem Verordnungsentwurf vorgesehene 
i'inderung der Anmerkung zu Tarifnr. 7601 
setzt den — „bis auf weiteres“ — aufgeho- 
benen Zollsatz von 12 Vo des Wertes wie- 
der in Kraft. Der dadurch wieder eingeführte 
Zollschutz ist erheblich niedriger als der von 
anderen westeuropäischen Ländern mit ver- 
gleichbaren Produktionsbedingungen ihren 
Alurniniumhütten gewährte Zollschutz. 

III. 

Der inländische Anfall an Bearbeitungsab- 
fällen ist nach wie vor unzureichend, so daß 
der Bedarf nur durch zusätzliche Einfuhren 
gedeckt werden kann. Die Voraussetzungen, 
die seinerzeit zur Aufhebung des Zollsatzes 
für Bearbeitungsabfälle der Tarifnr. 7601- 
B-l-b geführt haben, bestehen daher fort. 
Die Zollfreiheit für diese Waren muß somit 
vorerst noch bestehen bleiben. 
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Anlage 2 


DER PRÄSIDENT DES BUNDESRATES 


Bonn, den 8. Mai 1953 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Auf das Schreiben vom 28» April 1953 — 6-65304 — 932/53 II — 
beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 106. Sit- 
zung am 8. Mai 1953 gemäß § 4 des Zolltarifgesetzes vom 16. Au- 
gust 1951 beschlossen hat, gegen den 

Entwurf einer Siebenten Verordnung über 
Zollsatzänderungen 

keine Bedenken zu erheben, wenn nachstehende Änderungen Be- 
rücksichtigung finden; 

1. Folgender neuer § 2 ist einzufügen: 

«§ 2 

Der Zollsatz für den Zolltarif für die nachstehend näher be- 
zeichnete Ware wird wie folgt geändert: 

Aus Pos. 7601 A 

Anmerkung: 

Aluminium, roh (Abs. A — 1 und A — 2), das von inländischen 
Aluminiumoxydherstellern als Gegenlieferung für eine minde- 
stens 4V2fache, als von ihnen ausgeführt nadigewiesene Menge 
Aluminiumoxyd inländischer Herstellung eingeführt wird, bis 
zu einer Gesamtmenge von 6000 t im Kalenderjahr, über eine 
für den einzelnen Staat von der Bundesregierung bestimmte 
Zollstelle, über die auch die Ausfuhr des Aluminiumoxyd erfolgt 

sein muß frei. 

Von der Kontingentsmenge dürfen in den einzelnen Kalen- 
dermonaten nicht mehr als je 500 t zollfrei eingeführt werden; 
jedoch dürfen in den einzelnen Kalendermonaten nicht ausge- 
nutzte Teilmengen in den folgenden Kalendermonaten bis zum 
Ende des Kalenderjahres ausgenutzt werden.'* 

2. Die bisherigen §§ 2 und 3 werden §§ 3 und 4. 

Begründung: 

Die deutsche Tonerdeerzeugung ist aus allgemeinen volkswirtschaft- 
lichen und eigenen Interessen auf Export von Tonerde angewiesen. 
Die Abnehmer im Ausland sind aber zum Bezug von Tonerde nur 
dann bereit, wenn dieser im Austausch gegen Aluminium erfolgt. 
Voraussetzung für die Durchführbarkeit derartiger Abkommen ist, 
daß die im Veredlungswege eingeführten Aluminiummengen von 
den Eingangsabgaben, die nach der Siebenten Verordnung über Zoll- 
satzänderungen wieder erhoben werden sollen, befreit bleiben. 

Dr. Reinhold Maier 
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